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Beklagte uhd Revisionsbéklagte.

Das Bunde58021algeriqht,'4. Senat, hat ohne
mündliche Verhandlung am 5. November 1974 durch“

seine Richter ? e n'q u i t t ; Vorsit2ender #;

G e y s'e r , M ü l'l e r und die ehrenamtlichen

Richte£„ s c n_mi d t und ‘
Dr. B o n g a r d t

.für Recht erkannt:

Die Spinngrevision der Klägerin gegen das

Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom

9.’Mäfz 4972 Wird zurückgewie3en.

'Kosten sind nicht zu erstatten,v
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G rmylnléle_f

Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Erstattung von
HaungId, das sie _an die inzwischen verstorbene Ver—
sicherte gezahlt hat.

„VonOktober 1967 an gewährte die Klägerin der Ver—
_Sicherten stationäre Krankenhausbehandlung und Sprach_

“ihr zugleich für die Dauer der Behandlung als Barleistung
’Hausgeld zu. Der Bruder der Versicherten stellte Ende
1967 den Antrag, ihr Rente wegen Berufs— oder Erwerbs—
unfähigkeit zu bewilligen. Am 17. Januar 1968 starb sie.

Ihre Mutter, die zu der damaligen Zeit mit ihr in häusw
licher Gemein_schaft gelebt hatte, stellte im Februar 1968'

bei der Beklagten den Antrag, das Verfahren fortzuSetzen.

Das Verlangen der Klägerin, an sie die der Versicherten

zustehendeRentebis zur'Höhedes“vonm” gewährten
Hausgeldes zu zahlen, lehnte die Beklagte ab.“
'Das SOzialgeridht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil

vom 9. März’1972)' Nach 5 1545 Abs. 1 Nr. 2 der Reichs—

versicherungSordnung (RVG); so heißt es in den Gründen
der Entscheidung —seien Leistungen aus der Rentenver—

sicherung nur auf Antrag_ festzustellen. E1n solcher

Antrag liege nicht vor. Der Vom Bruder der Versicherten

gestellte Antrag sei unwirksam, weil es an der schrift—

lichen Vollmacht fehle. @75 Abs;_ades Sozialgerichts—
gesetzes (SGG) sei analog an2uwendén.

Das SG hat die Berufung zugelassen, die Klägerin hat
Sprungrevision eingelegt.

Sie beantragt,

das angefochtene Urteil aufzubében und die
Beklagte zum Ersatz ihrer Aufwendungen im

Rahmen dés.$ 185 Abs. 5, 5 RVG zu Verurteilen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurückzuweisen.
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Die Klägerin hat in der Revisionsinstanz eine Sterbeur—
kunde vorgelegt, aus der sich ergibt, daß die Mutter der
Versicherten am 9. Oktober 1975 verstorben ist. Deren
Erben —vso trägt sie vor — hätten den Rentenan8pruch

an‘
Sie'abgetreten.

Die ReVision hat keinen Erfolg. Der'Klägerin steht weder

ein eigener Anspruch gegen die Beklagte zu, noch hat sie
aus anderen Gründen das Recht, das Rentenverfahren '

— sei es_ im eigenen Namen oder für einen 'Rechtsnachfolger
der Versicherten — in Gang Zu bringen oder ein bereits

anhängiges Verfahren fortzusetzen.
_ _Die Versicherte hat_während ihrer station■ren Krankenhaus—

behandlung von der Klägerin Hausgeld bezogen. Dies war die

Leistung, die die Krankenkasse bis zum Inkrafttreten des"

2. Krankenversicherungs—Änderungsgesetzes
vom 24. Dezem—

_ber 1970 (BGBl I, 1770) als Barleistüng bei stationären
.Krankenhausaufenthalt nach 5 186 RVÖ

zu erbringen hatte°

In diesem Fall war — wie heute bei der Gewährung von
Krankengeld

—
nach 5 486 Abs. 5 RVG, der durch Gesetz

zur
Änderung und Ergänzung des Gesetzes

zur
Verbesserung

der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krankheits-

falle vom 12. Juli 1964 (BGBl I_‚ 943) eingefügt worden

war, $ 185 RVG entSprechend anzuwenden. Nach Absatz 5

dieSer Vorschrift endet der Anspruch auf Krankengeld

mit dem Tage, von dem an Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

von_einem Träger der Rentenversicherung zugebilligt wird.

Der AnsPruch auf Rente geht bis zur Höhe des gezahlten
Krankengeldes auf die KasSe über, wenn über den vorbezeich—

neten Zeitpunkt hinaus Krankengeld gezahlt werden ist.

EhtSprechendes gilt bei Gewährung der Rente wegen

Berufsunfähigkeit (@ 185 Abs. 5 BVG). Voraussetzung

dafür, daß ein solcher Forderungsübergang in Betracht

-44—.
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kommt, ist also die Zubilligung der Rente. Das bedeutet,

_daß entweder ein Festsetzungsbescheid des Renten—
_'versichérungsträgers ergengen (vgl. S 1651 RVG)odér'eine'

ent8prechende Verurteilung des Versicherungsträgeré
aus—

gespr0chen worden ist. Dies hat der Senat _in _seiner

‘—zur Veröffentlichung vorgesehenen
—

Entscheidung
vom

11. Juli 1974 (4 RJ 225/75) bereits au5gesprochen. Er (
hält an der dort _vertretenen Auffassung nach erneuter'

Prüfung der Sach— und Rechtslage feet In dem zu ent—

3oheidenden Fall fehlt es an einer Zubilligung der Rente,

ein Forderungsüb9rgang konnte deshalb nicht stattfinden.

Der Gesetzgeber hat es aber nicht nur unterlass.en,
dem

Träger. der Krankenversieherung bei fehlender Zuhilligung

der Rente einen eigenen materiell—rechtlichen An3pruch

zuzugestehen, er hat ihm_darüber hinaus auch‚nicht das

Recht eingeräumt, 'für oder anstelle des Berechtigten das
Verfahren in Gang zu set2en oder ihm Fortgang zu geben.

Daß dem Gesetzgeber die Möglichkeit einer solchen Regelung '
nicht fremd ist, folgt aus den 55 1551 ff RVG

— hier
insbesondere aus 5 1558 RVÖ

—
und

—
gerade für- den Träger

der Krankenversicherung —
aus 5 1511 RVG. Diese Vor—

schrift gibt dér'Krankenkasse ausdrücklich das Recht, die'
Feststellung der Unfallentschädigung zu betreiben und *
auch Rechtsmittel einzulegen. Wäre eine Regelung dieser

Art im Rahmen des 5 183 RVG beabSichtigt gewesen, so
hätte es nahegelegen, dieser Absicht ebenfalls durch

_einen entsprechenden Geset2eswortläut Ausdruck zu

verleihen. Davon hat der Gesetzgeber jedoch „ nach den
vbrstehendeh Erwägungen offensichtlich bewußt — abge—

sehen. Er hat in $ 185 Abs. ? RVG für den Fall, daß der

Versicherte sich ohne Grund weigert, den Antrag auf

Rente zu stellen, eine andere Regelung getroffen, dahin“
gehend nämlich, daß der Träger der Krankenversicherung

..5—_
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nach Ablauf von sechs Wochen, gerechnet vom Beginn der
Arbéitsunfähigkeit an, dem'Versicherten eine Frist vdn

vier Wochenset2en kann, innerhalb deren er den Antrag
auf Rente zu stellen hat. Erst nach Ablauf der Frist
entfällt der Anspruch auf Krankengeld, wenn der Rentenan—

trag nicht gestellt wird. _Aus dieser Vorschrift wird

_deutlich, daß der Gesetzgeber von einer umfassenden Berück—
sichtigung der Interessen der Krankenkasse absehen und

_ihr lediglich eine mittelbare Einwirkungemögliohkeit

in bezug auf das Rentenverfahren einräumen wollte.

Auch dieSe Auffassung hat der Senat in der zitierten Ent—
scheidung bereits zum Ausdruck gebracht, wenn auch nur

für den Fall, daß der Versicherte nach Erteilung des

ablehnenden Rentenbescheides das Verfahren nicht forte

gesetztnhat‚
Davon ausgehend scheint es kaum vertretbar zu sein, zu
einer untersbhiedlichen Beurteilung zu gelangen, je nach—

_dem, ob_ der Versicherte selbst es u■terläßt, den Renten—'

antrag zu Stellen bzw. das Verfahren fortzuset2en oder

aber, ob sein Rechtsnachfolger sich so verhält. Die

Rechtspoeition der Krankenkasse würde, wollte man ihr in

diesem Fall das Recht zubilligen, sich in das Verfahren_

einschalten oder gar es einleiten zu können, in einem vom

Gesetzgeber nicht gebilligten Umfang erweitert werden.

Die in 5 185 Abs. ? RVOgetroffene Regelung wäre wenig
verständlich, nenn

man darin nur ein Recht der Kranken«

kassé, nicht aber zugleich auch eine Begrenzung ihrer
Befugnisse sehen Wollte. Diese gehen nach der Meinung

des Senats über die dort angezeigten Möglichkeiten

nicht hinaus. Ein Vergleich insbesondere mit 5 4514 BVG

— darauf ist bereits hingewiesen werden — macht dies'

deutlich. Von einer Lücke _im Gesetz für den Fall des

Todes _des Versicherten
— sei es daß dieses Ereignis vor

.._6—_
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oder nach'Antregsteilung eintritt 4, die der Ausfüllung
bedrürfte, in dem Sinne etwa, daß die Krankenkasse dann
berechtigt sein soll, an die Stelle des Versicherten

zu treten, wird daher nur schwerlich aus5egengen werden

können. Es wird regelmäßig dabei sein Bewenden heben
‘

müs$en, daß ein unmittelbarés Reéht 'der Krankenkasse,

das Verwaltungsverfahren_ bzw. das gerichtliche Verfahren

fortzusetzén,_ nicht beSteht. Des BSG (5. Senat) hat'a11er—

dings dahin entschieden, daß
es anders sein müsse, wenn

der Versicherte während des_ Verfahrens gestorben und' ein
Rechtsnachfcl'ger nich_t' 'en 'seine Stelle gétreten sei

oder der Hechtsnachfolger es unterlasse_n _habe, das Renten—
f'eststellun55verfahren Zu betreiben _(vg1. SozR _Nr. 26

zu 5 185 EVO; Urteil vom
27_. Apr1l 4975 «

'5 RK 57/71 —)

Dies mag' jeddch auf sich beruhen. Der zu entscheidende

Fall liegt nicht so. Die Mutter der Versicherten,' 'die

mit dieser zur Zeit 1hres_ Todes in 'häuslicher Gemein—

schäft _gelebt hatt'e und nach_ 5 4288 RVO Zur Fortsetzung

d'es Verfahr'ens berechtigt war, hat ausdruck11ch bean—
tragt, über den Rehtenantrag zu entscheiden,' Sie hat
dedürc_h- auch wenn man der RechtsprechUng des'5. 'Senats

des BSG folgt «verhindert, daß ein Recht der Krankenkasse,

sich in das Verfahren eihzuschalteh, zur Entstehung ge—
langen konnte. Bei dieser Betrachtungswe15e spielt es

keine Rolle, ob 'die von der Klägerin vorgelegte Sterbe-

urkunde_ in der Revisionsihstahz berÜCRsichtigt werden

kann oder' ob sie unbeachtét
zu bleiben hat.

Der neue Sachvortr'eg der K1ägérin,' die Erben der Mutter

der Versicherten hät_ten den 'Rentenanspruch an sie —
die

Klägerin —
abgetreten, k'ann jedenfalls im Revisionsver—

fahren
_ke1ne Berücksichtigung finden. Diese Behauptung

kann nicht ohne weiteres als unstreitig oder_gar als
unbestreitbar angesehen werden. Es ist nicht ausgeschlos—

sen, daß die Beklagte' SOWOh1Einzelheiten hinsichtlich

d'er von der Klägerin béhaupteten_ Erbfolge als auCh d35*
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'—.7j—
Vorbringen hinsichtlich der Forderungsabtretung bestreiten

“wird (vgl. zur Frage der Verwertung neuen Sachvortrags in .
der RevisionSinstanz BGH in NDR 1974‚ 479 mit_weiteren

HinWeisen). '

Nach alledem kann offen bleiben, ob ein Rentenahtrag vor—
liegt oder ob — wie das SG angenommen hat — der Antrag

wegen der möglicherwei3e fehlenden Bevollmächtigung des

_Bruders der Versicherten nicht wirksam gestellt werden

ist. Dafür, daß die Krankenkasse anstelle der Vereicherten

„zur Stellung eines Rentenahtrags berechtigt sein könnte,

ergibt sich aus demGesetz kein Anhalt; ' "
Das SG hat hiernach die Klage im Ergebnis zu Recht abge—
wiesen.

'
Die Revision mußdaher zurüökgewiesen werden—(%470.Absg.4

See)
.

Die Kostehentscheidung beruht auf 5 195 Abs. 4 SGG"
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